Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1147 


Sachgebiet 75 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Springorum, Dr. Burgbacher, Russe, 
Höcherl und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Energiepolitik 


Die Maßnahmen der Bundesregierung auf dem Gebiet der Ener- 
giepolitik lassen eine klare Konzeption im Hinblick auf die sich 
in der Welt wandelnde Energielage nicht erkennen. 


Wir fragen deshalb die Bundesregierung: 

1. Während noch die Mineralölwirtschaft in der Bundesrepu- 
blik Deutschland — laut Pressemeldungen — die ange- 
spannte Lage auf dem deutschen Mineralölmarkt für nur 
vorübergehend hält, mehren sich die Stimmen aus dem Aus- 
land — vor allem aus den USA und England — f daß mit 
einer längerfristigen und einer sich verstärkenden Mangel- 
lage auf diesem Markt zu rechnen ist. 

Welche Stellung nimmt die Bundesregierung zu diesem 
Komplex ein? 

2. Kann nach Ansicht der Bundesregierung eine Mineralöl- 
politik beibehalten werden, die die Rohölversorgung im 
wesentlichen den importierenden Mineralölkonzernen und 
ihrer Geschäftspolitik überläßt, während sich andere Indu- 
strienationen — vor allem die USA und Japan — in sehr 
viel stärkerem Umfang eigene Förder- oder langfristige Be- 
zugsrechte, insbesondere auf das knappe schwefelarme Mi- 
neralöl, sichern? 

3. Nach dem Jahreswirtschaftsbericht 1970 hatte die Bundes- 
regierung für den Beginn dieses Jahres die Erwartung aus- 
gesprochen, daß der Borderpreis für niederländisches Erdgas 
gesenkt wird. Da diese Senkung bis zu diesem Zeitpunkt 
noch nicht eingetreten ist, fragen wir: 

a) Was veranlaßte die Bundesregierung zu dieser nicht ein- 
getretenen Vorhersage? 

b) In welchem Umfang und wann wird mit einer Senkung 
des Borderpreises gerechnet? 
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c) Wird diese Senkung mit irgendwelchen Auflagen (Men- 
genaufstockung) verbunden sein? 

Nach dem Jahreswirtschaftsbericht 1970 sollte im Frühjahr 
dieses Jahres das Ergebnis eines Forschungsauftrags zur 
Untersuchung der Strompreise in verschiedenen Gebieten 
der Bundesrepublik Deutschland vorliegen. 

Wann wird dieses Ergebnis der Öffentlichkeit bekanntge- 
geben? 

Pressemeldungen zufolge sieht sich die Bundesregierung 
nicht in der Lage, die Kokskohlenbeihilfe für den deutschen 
Steinkohlenbergbau über das Jahr 1970 hinaus fortzusetzen, 
obwohl die Bundesregierung wiederholt ihre Absicht er- 
klärt hatte, „die Kokskohlensubventionen weiter zu ge- 
währen, soweit sie zur Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit 
der Hütten im Brennstoifbezug erforderlich sind". 

a) Welches sind die Gründe, die flankierenden Maßnahmen 
entgegen der Ankündigung im Jahreswirtschaftsbericht 
1970 schon jetzt abzubauen? 

b) Wird der deutsche Steinkohlenbergbau bei seinem Ab- 
satz an die Hütten in der Bundesrepublik Deutschland 
und im EWG-Raum Preisangleichungen vornehmen müs- 
sen, die infolge des Fortfalls der Beihilfen keinen Aus- 
gleich mehr finden? 

Welche Auswirkungen sind davon auf den Anpassungs- 
prozeß des Steinkohlenbergbaus zu erwarten? 

c) Vertritt die Bundesregierung die Meinung, daß der Koks- 
kohlen-Weltmarktpreis und der sog. Listenpreis identisch 
sind bzw. in Zukunft sein werden? 

d) Muß die Bundesregierung nicht befürchten, daß die ein- 
seitige Aufhebung dieser Beihilfen der europäischen Ge- 
meinschaftspolitik widerspricht, nachdem der Rat der 
Europäischen Gemeinschaften — im wesentlichen auf 
Betreiben der deutschen Seite — beschlossen hatte, diese 
Beihilfen für die Lieferungen von Kokskohle und Koks 
an die Hüttenindustrie bis 1972 weiterzugewähren? 

In welchem Umfang bedenkt die Bundesregierung bei ihren 
energiepolitischen Entscheidungen Fragen des Umwelt- 
schutzes so, 

a) daß bei der Zustimmung zum „Grundsatzprogramm der 
Ruhrkohle AG zur Konzentration und zur Ausrichtung 
der Produktionskapazitäten auf die Absatzmöglichkei- 
ten" nicht allein die kostengünstige Lagerstätte, sondern 
auch eine möglichst geringe Belastung der Umwelt 
(Schwefelgehalt) durch die abzubauende Kohle in Be- 
tracht gezogen wird? 
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b) daß bei dem geplanten Bau von Ölkraftwerken an der 
Ruhr bei dem dann steigenden SO-j-Gehalt berücksichtigt 
wird, daß — auch wenn sog. schwefelarmes öl einge- 
gesetzt wird — ein späterer Bau von notwendig werden- 
den Steinkohlenkraftwerken (Ballastkohle) erschwert 
werden kann? 

7. Die Bundesregierung hat mit der Zurückstellung einer atom- 
rechtlichen Genehmigung für den Bau eines Kernkraftwer- 
kes um zwei Jahre eine wichtige energiepolitische Entschei- 
dung getroffen, deren Folgen sicher noch nicht zu übersehen 
sind. 

a) Glaubt die Bundesregierung, die innerhalb der nächsten 
vier Jahre für die Erforschung der Störanfälligkeit von 
Kernkraftwerken 137 Millionen DM zur Verfügung stel- 
len will, bereits nach zwei Jahren eine Vorentscheidung 
geben zu können? 

b) Welche sachlichen Gründe haben zu der Entscheidung 
beigetragen, und welche Forderungen über die vom An- 
tragsteller vorgeschlagenen Sicherheitsmaßnahmen hin- 
aus meint die Bundesregierung stellen zu können? 

c) Auf welchem Gebiet der Weiterentwicklung und Ver- 
besserung von Sicherheitseinrichtungen für Kernkraft- 
werke kann mit entscheidenden neuen Erkenntnissen 
gerechnet werden? 

d) Glaubt die Bundesregierung, in zwei Jahren eine grund- 
sätzliche Entscheidung über den Bau von Kernkraftwer- 
ken in industriellen und menschlichen Ballungsräumen 
geben zu können, um dann eine dieser Entscheidung ent- 
sprechende Energieplanung durchführen zu können? 


Bonn, den 15. September 1970 


Springorum 
Dr. Burgbacher 
Russe 
Höcherl 

Dr. Barzel r Stücklen und Fraktion 
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